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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau 
von wissenschaftlichen Hochschulen" 
(Hochschulbauförderungsgesetz) 

— Drucksache V/4091 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wissenschaft, Kultur- 
politik und Publizistik 
(8. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgabe ,, Ausbau und 
Neubau von wissenschaftlichen Hochschulen" 
(Hochschulbauförderungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

Gemeinschaftsaufgabe 

(1) Der Ausbau und Neubau von wissenschaft- 
lichen Hochschulen wird von Bund und Ländern nach 
Maßgabe dieses Gesetzes als Gemeinschaftsaufgabe 
wahrgenommen. 

(2) Der Ausbau und Neubau von HochschulkUni- 
ken wird hinsichtlich der Erfordernisse von For- 
schung und Lehre als Gemeinschaftsaufgabe wahr- 
genommen; zwei Drittel der Gesamtaufwendungen 
für den Klinikbau gelten als Aufwendungen für 
Forschung und Lehre. 

§ 2 

Allgemeine Grundsätze 

Die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe soll lei- 
stungsfähige, auf die künftigen Anforderungen aus- 
gerichtete wissenschaftliche Hochschulen als Be- 
standteil des gesamten Forschungs- und Bildungs- 
systems gewährleisten. Bund und Länder haben bei 
der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe darauf hin- 
zuwirken, daß 

1. die wissenschaftlichen Hochschulen nach Fach- 
richtungen, Zahl, Größe und Standort ein zu- 
sammenhängendes System bilden, durch das 
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Entwurf eines Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und 
Neubau von wissenschaftlichen Hochschulen" 
(Hochschulbauförderungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Gemeinschaftsaufgabe 

(1) Der Ausbau und Neubau von wissenschaft- 
lichen Hochschulen einschließlich der Hochschulklini- 
ken wird von Bund und Ländern nach Maßgabe die- 
ses Gesetzes als Gemeinschaftsaufgabe wahrgenom- 
men. 

Absatz 2 entfällt 


§ 2 

Allgemeine Grundsätze 

Die Gemeinschaftsaufgabe soll so erfüllt werden, 
daß die wissenschaftlichen Hochschulen als Bestand- 
teil des gesamten Forschungs- und Bildungssystems 
künftigen Anforderungen genügen. Bund und Länder 
haben bei der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
darauf hinzuwirken, daß 

1. die wissenschaftlichen Hochschulen nach Fach- 
richtungen, Zahl, Größe und Standort ein zu- 
sammenhängendes System bilden, durch das 
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Entwurf 

ein ausreichendes und ausgeglichenes Angebot 
an Forschungs- und Ausbildungsplätzen ge- 
währleistet wird; 

2. ein ausgewogenes Verhältnis von Forschung 
und Lehre an den wissenschaftlichen Hoch- 
schulen gefördert sowie eine funktionsgerechte 
Hochschulstruktur und eine Neuordnung des 
Studiums erleichtert wird; 

3. Forschungsschwerpunkte an den wissenschaft- 
lichen Hochschulen unter Berücksichtigung der 
hochschulfreien Forschungseinrichtungen geför- 
dert werden; 

4. in den einzelnen Fachgebieten die vorausseh- 
bare Nachfrage nach Studienplätzen und der 
langfristig zu erwartende Bedarf an wissen- 
schaftlich ausgehildeten Kräften berücksichtigt 
werden; 

5. eine bestmögliche Ausnutzung der Einrichtun- 
gen, insbesondere der bereits vorhandenen, 
gewährleistet ist; 

6. die verfügbaren Mittel durch eine voraus- 
schauende Planung sowie durch eine rationelle 
Bauweise und Grundstücksnutzung wirtschaft- 
lich und sparsam verwendet werden, 


§ 3 

Ausbau und Neubau 

Zum Ausbau und Neubau von wissenschaftlichen 
Hochschulen gehören im Sinne dieses Gesetzes die 
Aufwendungen für folgende Zwecke: 

1. Gesamtplanung einschließlich der gesondert 
im Rahmenplan ausgewiesenen Vorstudien so- 
wie Einzelplanung; Aufwendungen für die Ge- 
samtplanung und die Vorstudien können auch 
dann berücksichtigt werden, wenn sich die Ge- 
samtplanung auf neue wissenschaftliche Hoch- 
schulen oder Hochschuleinrichtungen bezieht, 
die noch nicht in die Anlage gemäß § 4 aufge- 
nommen sind; 

2. Erwerb des für die einzelnen Bauvorhaben er- 
forderlichen Baugrundstücks; die Grundstücks- 
fläche ist nach dem zulässigen Maß der bau- 
lichen Nutzung zu bemessen; bei nicht er- 
schlossenem Bauland werden zusätzlich höch- 
stens 25 V. H. der Grundstücksfläche als Er- 
schließungsanteil für öffentliche Straßen, Wege 
und Versorgungsleitungen berücksichtigt; 


3. Bauten sowie Erschließung und Entschädigung 
an Dritte in dem für die Baumaßnahme erfor- 
derlichen Umfang, Ersteinrichtung, Außenan- 
lagen, Baunebenleistungen, besondere Be- 
triebseinrichtungen und Zubehör, wenn die Ge- 
samtkosten für das jeweilige Vorhaben eine 
Million Deutsche Mark übersteigen; 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

ein ausreichendes und ausgeglichenes Angebot 
an Forschungs- und Ausbildungsplätzen ge- 
währleistet wird; 

2. Forschungsschwerpunkte an den wissenschaft- 
lichen Hochschulen unter Berücksichtigung der 
hochschulfreien Forschungseinrichtungen ge- 
fördert werden; 

3. die baulichen Voraussetzungen für ein ausge- 
wogenes Verhältnis von Forschung und Lehre 
und für eine funktionsgerechte Hochschulstruk- 
tur und Neuordnung des Studiums geschaffen 
werden; 

4 . eine möglichst günstige Ausnutzung der vor- 
handenen und neuen Einrichtungen unter Be- 
rücksichtigung der voraussehbaren Nachfrage 
nach Studienplätzen und des langfristig zu er- 
wartenden Bedarfs gewährleistet ist, 

Nummer 5 entfällt 


Nummer 6 entfällt 


§ 3 

Ausbau und Neubau 

Zum Ausbau und Neubau von wissenschaftlichen 
Hochschulen gehören im Sinne dieses Gesetzes die 
Aufwendungen für folgende Zwecke: 

] . Gesamtplanung einschließlich der gesondert 
im Rahmenplan ausgewiesenen Vorstudien so- 
wie Einzelplanung; Ausgaben für die Gesamt- 
planung und die Vorstudien können auch dann 
berücksichtigt werden, wenn sich die Gesamt- 
planung auf neue wissenschaftliche Hochschu- 
len oder Hochschuleinrichtungen bezieht, die 
noch nicht in die Anlage gemäß § 4 aufgenom- 
men sind; 

2. Erwerb der für die einzelnen Bauvorhaben er- 
forderlichen bebauten und unbebauten Grund- 
stücke, einschließlich der Kosten für ihre Frei- 
machung; die Grundstücksfläche ist nach dem 
zulässigen Maß der baulichen Nutzung zu be- 
messen; bei nicht erschlossenem Bauland wer- 
den zusätzlich höchstens 25 vom Hundert der 
Grundstücksfläche als Erschließungsanteil für 
Öffentliche Straßen, Wege und Versorgungs- 
leitungen berücksichtigt; 

3. unverändert 
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4. Beschaffung der gesondert im Rahmenplan aus- 
gewiesenen wissenschaftlichen Großgeräte, 
wenn die Kosten für das einzelne Gerät ein- 
schließlich Zubehör 500 000 Deutsche Mark 
übersteigen; 

5. Erwerb von Baugrundstücken innerhalb des in 
dem Rahmenplan ausgewiesenen Hochschulge- 
ländes, deren Verwendungszeitpunkt beim 
Erwerb noch nicht endgültig feststeht (vorsorg- 
licher Grunderwerb). 

§ 4 

Wissenschaftlidie Hochschulen 

(1) Wissenschaftliche Hochschulen im Sinne die- 
ses Gesetzes sind die in der Anlage zu diesem 
Gesetz aufgeführten wissenschaftlichen Hochschulen 
mit ihren Einrichtungen nach dem Stand vom 1. Ja- 
nuar 1969. 

(2) Der Bundesminister für wissenschaftliche For- 
schung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates weitere Hochschulen 
oder Hochschuleinrichtungen in die Anlage aufzu- 
nehmen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche 
Hochschule errichtet oder einer wissenschaftlichen 
Hochschule ein- oder angegliedert sind und deren 
Einbeziehung in die Gemeinschaftsaufgabe wegen 
der Bedeutung für die Gesamtheit wissenschafts- 
politisch erforderlich ist. Vor Erlaß der Rechtsver- 
ordnung soll der durch Verwaltungsabkommen zwi- 
schen der Bundesregierung und den Landesregie- 
rungen errichtete Wissenschaftsrat gehört werden. 

§ 5 

Gemeinsamer Rahmenplan 

(1) Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
wird vom Planungsausschuß (§ 7) nach Beteiligung 
des Wissenschaftsrates (§9) ein gemeinsamer Rah- 
menplan aufgestellt. 

(2) Der Rahmenplan ist für den Zeitraum der 
Finanzplanung aufzustellen, bis zum 1. Juli eines 
jeden Jahres sachlich zu prüfen, der Entwicklung an- 
zupassen und um ein weiteres Jahr fortzuführen. 
Die mehrjährige Finanzplanung des Bundes und der 
Länder ist zu berücksichtigen. 

§ 6 

Inhalt des Rahmenplans 

Der Rahmenplan gliedert sich in Angaben über: 

1. den gegenwärtigen Ausbaustand und die dem 
Rahmenplan zugrunde liegenden Zielvorstel- 
lungen; 

2. die Bauvorhaben und die Beschaffungsvor- 
haben (wissenschaftliche Großgeräte, vorsorg- 
licher Grunderwerb), jeweils nebst Kosten; 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
4. unverändert 


5. Erwerb von Grundstücken innerhalb des in 
dem Rahmenplan ausgewiesenen Hochschul- 
geländes, deren Verwendungszeitpunkt beim 
Erwerb noch nicht endgültig feststeht (vorsorg- 
licher Grunderwerb). 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

Gemeinsamer Rahmenplan 

(1) Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
wird ein gemeinsamer Rahmenplan aufgestellt. 

(2) unverändert 


§ 6 

unverändert 
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3. die zunächst nur zur Planung vorgesehenen 
Vorhaben und die für die Erfüllung der Ge- 
meinschaftsaufgabe erforderlichen Vorstudien, 
jeweils nebst Kosten; 

4. die vom Bund und von jedem Land für die Er- 
füllung der Gemeinschaftsaufgabe im nächsten 
Jahr bereitzustellenden und für die folgenden 
Jahre des Planungszeitraumes jeweils vorzu- 
sehenden Mittel. 

§ 7 

Planungsaussdiuß 

(1) Für die gemeinsame Rahmenplanung bilden 
die Bundesregierung und die Landesregierungen 
einen Planungsausschuß. Ihm gehören der Bundes- 
minister für wissenschaftliche Forschung als Vorsit- 
zender, der Bundesminister der Finanzen und ein 
Minister (Senator) jedes Landes an; eine Vertretung 
ist zulässig. 

(2) Der Planungsausschuß beschließt mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen. Bund und 
Länder haben gleiche Stimmenzahl. Jedes Land hat 
eine Stimme. Die Stimmen des Bundes können nur 
einheitlich abgegeben werden. 

(3) Der Planungsausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 

§ 8 

Anmeldung zum Rahmenplan 

(1) Bis zum 1. Februar jedes Jahres gibt jedes 
Land seine allgemeinen und langfristigen Ziele auf 
dem Gebiet des Hochschulbaus bekannt und meldet 
dabei die in § 6 Nr, 2 und 3 genannten Vorhaben 
zur Aufnahme in den Rahmenplan an. Mit der An- 
meldung gilt die Zustimmung des Landes gemäß 
Artikel 91 a Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes als 
erteilt. Die Zustimmung kann bis zur Beschlußfas- 
sung über den Rahmenplan widerrufen werden. 


(2) Die Anmeldung zu § 6 Nr. 2 enthält zu den 
Bauvorhaben eine allgemeine Erläuterung, Angaben 
über das Raumprogramm und die Dringlichkeit so- 
wie eine Kostenschätzung nach Erfahrungssätzen; zu 
den Beschaffungsvorhaben eine allgemeine Erläute- 
rung sowie Angaben über die Kosten. Die Anmel- 
dung enthält ferner Angaben über Folgekosten. 

(3) Bei Vorhaben nach § 6 Nr. 3 genügen An- 
gaben über die Ziele und Kosten der Planung oder 
Vorstudien sowie eine vorläufige Schätzung der 
Kosten einer späteren Ausführung. 

(4) Für Anmeldungen zur Änderung des Rahmen- 
plans gelten Absatz 1 Satz 1 sowie die Absätze 2 
und 3 sinngemäß. 
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§ 7 

Planungsausschuß 

(1) unverändert 


(2) Der Planungsausschuß beschließt mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen. Die Stim- 
menzahl des Bundes entspricht der Zahl der Länder. 
Jedes Land hat eine Stimme. 


(3) unverändert 


§ 8 

Anmeldung zum Rahmenplan 

(1) Bis zum 1. Februar jedes Jahres gibt jedes Land 
seine allgemeinen und langfristigen Ziele auf dem 
Gebiet des Hochschulbaus dem Bundesminister für 
wissenschaftliche Forschung bekannt und meldet 
dabei die in § 6 Nr. 2 und 3 genannten Vorhaben- 
zur Aufnahme in den Rahmenplan an. Mit der An- 
meldung gilt die Zustimmung des Landes gemäß 
Artikel 91 a Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes als 
erteilt. Die Zustimmung kann bis zur Beschlußfas- 
sung über den Rahmenplan widerrufen werden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Für Anmeldungen zur Änderung des Rahmen- 
plans gelten die Absätze 1 bis 3 sinngemäß. 
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§ 9 

Beteiligung des Wissenschaftsrates 

(1) Die Unterlagen nach § 8 sind zunächst dem 
Wissenschaftsrat zu übersenden, 

(2) Der Wissenschaftsrat soll unbeschadet seiner 
übrigen Aufgaben bis zum 15. April jedes Jahres 
Empfehlungen für den Rahmenplan aussprechen, 

(3) Empfehlungen nach Absatz 2 sind Beratungs- 
grundlage des Planungsausschusses. Der Planungs- 
ausschuß gibt dem Vorsitzenden des Wissenschafts- 
rates Gelegenheit zur Stellungnahme, soweit er von 
den Empfehlungen abweichen will. 

(4) Der Planungsausschuß übersendet dem Vor- 
sitzenden des Wissenschaftsrates eine Ausfertigung 
des aufgestellten Rahmenplans. 

§ 10 

Verfahren nach Aufstellung des Rahmenplans 

Der Planungsausschuß leitet den Rahmenplan der 
Bundesregierung und den Landesregierungen zu. 
Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
nehmen die für die Durchführung des Rahmenplans 
im nächsten Jahr erforderlichen Ansätze in ihre Ent- 
würfe der Haushaltspläne auf. 

§ 11 

Durchführung des Rahmenplans 

(1) Die Durchführung des Rahmenplans ist Auf- 
gabe der Länder. 

(2) Die Landesregierungen unterrichten die Bun- 
desregierung und den Bundesrat auf Verlangen über 
die Durchführung des Rahmenplans und den allge- 
meinen Stand der Gemeinschaftsaufgabe. Sie sollen 
außerdem regelmäßig den Wissenschaftsrat unter- 
richten. 

§ 12 

Erstattung 

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich der Bestim- 
mung des Artikels 91 a Abs. 4 Satz 3 des Grund- 
gesetzes jedem Land auf Grund der Abrechnungen 
für die in § 6 Nm. 2 und 3 genannten Vorhaben die 
Hälfte der dem Land nach Maßgabe des Rahmen- 
plans entstandenen Aufwendungen. 

(2) Der Bund leistet bis zur voraussichtlichen 
Höhe des nach Absatz 1 von ihm zu erstattenden 
Betrages entsprechend dem Stand der Maßnahmen 
und den bereitgestellten Haushaltsmitteln Voraus- 
zahlungen an das Land. Zur Feststellung des Mittel- 
bedarfs und des Baufortschritts teilt der zuständige 
Landesminister (Senator) dem Bundesminister für 
wissenschaftliche Forschung die Höhe der veraus- 
gabten Mittel sowie Stand und voraussichtliche Ent- 
wicklung der Vorhaben mit. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

§ 9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 


§ 11 

unverändert 


§ 12 

Erstattung 

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich der Bestim- 
mung des Artikels 91 a Abs. 4 Satz 3 des Grund- 
gesetzes jedem Land auf Grund der Abrechnungen 
für die in § 6 Nr. 2 und 3 genannten Vorhaben die 
Hälfte der dem Land nach Maßgabe des Rahmen- 
plans entstandenen Ausgaben. 

(2) unverändert 
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(3) Soweit die in § 3 Nr. 5 genannten Grund- 
stücke innerhalb von zehn Jahren nach Erwerb oder 
einer von dem Planungsausschuß bestimmten län- 
geren Frist nicht für die Gemeinschaftsaufgabe ge- 
mäß § 3 Nr. 2 in Anspruch genommen werden, zahlt 
das Land an den Bund den Teil des Verkehrswertes, 
mindestens des Zeitwertes, zurück, der dem Ver- 
hältnis des Erstattungsbetrages zu den Erwerbs- 
kosten entspricht. Das gleiche gilt, wenn ein auf 
Grund des Rahmenplans durchgeführtes Vorhaben 
zweckentfremdet wird, es sei denn, der Planungsaus- 
schuß billigt eine andere Verwendung im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe. 

§ 13 

Aufstellung des ersten Rahmenplans 

(1) Die Laufzeit des ersten Rahmenplans beginnt 
am 1. Januar 1972. 

(2) Unterlagen nach § 8 für die Aufstellung des 
ersten Rahmenplans sind dem Wissenschaftsrat bis 
zum 1. Juli 1970 zu übersenden. Bis zum 1. Januar 
1971 soll der Wissenschaftsrat hierzu Empfehlungen 
aussprechen. Der erste Rahmenplan soll bis zum 
1. März 1971 aufgestellt sein. 

§ 14 

Übergangsregelung 

(1) Bei der Festsetzung des Erstattungsbetrages 
nach § 12 werden ■ — vorbehaltlich der Regelung in 
Absatz 2 — nur Aufwendungen für Leistungen zu- 
grunde gelegt, die nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erbracht werden. 

(2) Bei Vorhaben, die bereits vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes von Bund und Ländern ge- 
meinschaftlich finanziert wurden, sind bei der Fest- 
setzung des Erstattungsbetrages nach § 12 Aufwen- 
dungen des Bundes und der Länder für frühere Lei- 
stungen nach Maßgabe der bisherigen Beteiligungs- 
sätze anzurechnen. 

(3) Für die Zeit bis zum Beginn der Laufzeit des 
ersten Rahmenplans sollen Bund und Länder Ver- 
einbarungen über die Fortsetzung der bereits bisher 
gemeinsam geförderten Vorhaben und die Planung 
und Finanzierung weiterer Vorhaben treffen. Die 
Vereinbarungen sollen den Grundsätzen dieses Ge- 
setzes entsprechen. 

§ 15 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1, Januar 1970 in Kraft. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

(3) Soweit die in § 3 Nr. 5 genannten Grund- 
stücke innerhalb von zehn Jahren nach Erwerb oder 
einer von dem Planungsausschuß bestimmten län- 
geren Frist nicht für die Gemeinschaftsaufgabe ge- 
mäß § 3 Nr. 2 in Anspruch genommen werden, zahlt 
das Land an den Bund einen Betrag in Höhe der 
Hälfte des Verkehrswertes zurück. Das gleiche gilt, 
wenn ein auf Grund des Rahmenplans durchgeführ- 
tes Vorhaben zweckentfremdet wird, es sei denn, 
der Planungsausschuß billigt eine andere Verwen- 
dung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe. 

§ 13 

unverändert 


§ 14 

Übergangsregelung 

(1) Bei der Festsetzung des Erstattungsbetrages 
nach § 12 werden ■ — vorbehaltlich der Regelung in 
Absatz 2 — nur Ausgaben für Leistungen zugrunde 
gelegt, die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erbracht werden. 

(2) Bei Vorhaben, die bereits vor dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes von Bund und Ländern gemein- 
schaftlich finanziert wurden, sind bei der Festset- 
zung des Erstattungsbetrages nach § 12 Ausgaben 
des Bundes und der Länder für frühere Leistungen 
nach Maßgabe der bisherigen Beteiligungssätze an- 
zurechnen. 

(3) unverändert 


§ 15 

unverändert 


§ 16 

unverändert 


7 



Drucksache V/4365 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 


Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen 

Freie Universität Berlin 

Technische Universität Berlin 

Universität Bielefeld 

Ruhr-Universität Bochum 

Rheinische Friedridi-Wilhelms-Universität Bonn 

Technische Hochschule Carolo-Wilhelmina zu Braunschweig 

Universität Bremen 

Technische Hochschule Clausthal 

Technische Hochschule Darmstadt 

Technische Universität Dortmund 

Universität Düsseldorf 

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg 

Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt 

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau 

Justus-Liebig-Universität Gießen 

Georg- August-Universität Göttingen 

Universität Hamburg 

Technische Hochschule Hannover 

Tierärztliche Hochschule Hannover 

Medizinische Hochschule Hannover 

Ruprecht-Karl-Universität Heidelberg 

Universität (Landwirtschaftliche Hochschule) Hohenheim 

Universität Fridericiana Karlsruhe (Technische Hochschule) 

Christian-Albrechts-Universität Kiel 

Universität zu Köln 

Universität Konstanz 

Medizinische Akademie Lübeck 

Johannes-Gutenberg-Universität Mainz 

Universität (Wirtschaftshochschule) Mannheim 

Philipps-Universität Marburg 

Ludwig-Maximilians-Universität München 

Technische Hochschule München 

Westfälische Wilhelms-Universität Münster 

Universität Regensburg 

Universität des Saarlandes 

Universität (Technische Hochschule) Stuttgart 

Eberhard-Karls-Universität Tübingen 

Universität (Medizinisch-Naturwissenschaftliche Hochschule) Ulm 
Bayerische Julius-Maximilians-Universität Würzburg 
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